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 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Freizügigkeitsgesetzes/EU und
 weiterer aufenthaltsrechtlicher Vorschriften

 A.  Problem und Ziel

 Die  Richtlinie  2004/38/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom
 29.  April  2004  über  das  Recht  der  Unionsbürger  und  ihrer  Familienangehörigen,
 sich  im  Hoheitsgebiet  der  Mitgliedstaaten  frei  zu  bewegen  und  aufzuhalten,  zur
 Änderung  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  1612/68  und  zur  Aufhebung  der  Richt-
 linien  64/221/EWG,  68/369/EWG,  72/194/EWG,  73/148/EWG,  75/34/EWG,
 75/35/EWG,  90/364/EWG,  90/365/EWG  und  93/96/EWG  wird  im  Wesentlichen
 durch das Freizügigkeitsgesetz/EU umgesetzt.

 Der  vorliegende  Gesetzentwurf  verfolgt  das  Ziel,  einzelne  Vorschriften  der
 Richtlinie  2004/38/EG,  die  noch  nicht  angemessen  umgesetzt  worden  sind,
 vollständig  in  das  Freizügigkeitsgesetz/EU  zu  übernehmen.  Die  erforderliche
 punktuelle  Anpassung  des  Freizügigkeitsgesetzes/EU  soll  zugleich  genutzt
 werden,  um  Bürokratiekosten  zu  senken.  In  der  Folge  sind  auch  Vorschriften
 der Aufenthaltsverordnung zu ändern.

 Außerdem  sind  in  den  Gesetzentwurf  zwei  Artikel  zur  Regelung  der  Ermächti-
 gungsgrundlage  für  eine  Prüfungsverordnung  zu  den  Abschlusstests  der  Inte-
 grationskurse aufgenommen worden.

 B.  Lösung

 Die Vorschriften des Freizügigkeitsgesetzes/EU sind anzupassen:

 •  Lebenspartner  von  Unionsbürgern  werden  Ehegatten  von  Unionsbürgern
 beim  Recht  auf  Einreise  und  Aufenthalt  gemäß  dem  Freizügigkeitsgesetz/
 EU gleichgestellt.

 •  Die  Vorschrift  des  Artikels  35  der  Richtlinie  2004/38/EG,  wonach  die  Mit-
 gliedstaaten  Maßnahmen  erlassen  können,  die  notwendig  sind,  um  die  durch
 diese  Richtlinie  verliehenen  Rechte  im  Falle  von  Rechtsmissbrauch  oder
 Betrug  –  wie  zum  Beispiel  durch  die  Eingehung  von  Scheinehen  –  zu  ver-
 weigern,  aufzuheben  oder  zu  widerrufen,  wird  im  Freizügigkeitsgesetz/EU
 umgesetzt.

 •  Zur  finanziellen  Entlastung  der  kommunalen  Verwaltungen  und  zur  Verrin-
 gerung  von  Bürokratieaufwand  wird  die  deklaratorische  Bescheinigung  über
 das  Aufenthaltsrecht  für  Unionsbürger  (Freizügigkeitsbescheinigung)  abge-
 schafft.
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•  Im  Zusammenhang  mit  den  genannten  Änderungen  werden  zur  Klarstellung
 und  Bereinigung  von  Unstimmigkeiten  weitere  technische  und  redaktionelle
 Anpassungen im Freizügigkeitsgesetz/EU vorgenommen.

 C.  Alternativen

 Keine.

 D.  Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

 Die  kommunalen  Haushalte  werden  durch  die  Abschaffung  der  kostenfrei  aus-
 zustellenden Freizügigkeitsbescheinigung entlastet.

 Auf den Haushalt des Bundes ergeben sich keine Auswirkungen.

 E.  Erfüllungsaufwand

 E.1  Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

 Der  Erfüllungsaufwand  für  Unionsbürger  verringert  sich  durch  die  Abschaf-
 fung der deklaratorischen Freizügigkeitsbescheinigung.

 E.2  Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

 Für die Wirtschaft entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand.

 E.3  Erfüllungsaufwand für die Verwaltung

 Durch  die  Abschaffung  der  deklaratorischen  Freizügigkeitsbescheinigung  ver-
 ringert sich der Erfüllungsaufwand für die Verwaltung.

 F.  Weitere Kosten

 Keine.



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 3 – Drucksache 17/10746





Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 5 – Drucksache 17/10746
Anlage 1
 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Freizügigkeitsgesetzes/EU und
 weiterer aufenthaltsrechtlicher Vorschriften

 Vom …
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung des Freizügigkeitsgesetzes/EU

 Das  Freizügigkeitsgesetz/EU  vom  30.  Juli  2004  (BGBl.  I
 S.  1950,  1986),  das  zuletzt  durch  Artikel  14  des  Gesetzes
 vom  20.  Dezember  2011  (BGBl.  I  S.  2854)  geändert  worden
 ist, wird wie folgt geändert:

 1.  §  2 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  dem  Satzteil  vor  Nummer  1  wird  das  Wort  „Ge-
 meinschaftsrechtlich“  durch  das  Wort  „Unions-
 rechtlich“  ersetzt.

 bb)  In  Nummer  3  werden  die  Wörter  „des  Artikels  50
 des  Vertrages  zur  Gründung  der  Europäischen
 Gemeinschaft“  durch  die  Wörter  „des  Artikels  57
 des  Vertrages  über  die  Arbeitsweise  der  Euro-
 päischen  Union“  ersetzt.

 b)  In  Absatz  4  Satz  3  werden  nach  dem  Wort  „Aufent-
 haltskarte“  die  Wörter  „,  auch  der“  und  nach  dem
 Wort  „Union“  das  Wort  „,  entbindet“  eingefügt  sowie
 nach  der  Angabe  „(ABl.  EU  Nr.  L  229  S.  35)“  das
 Wort „entbindet“ gestrichen.

 c)  In  Absatz  6  werden  die  Wörter  „der  Bescheinigung
 über das Aufenthaltsrecht und“ gestrichen.

 d)  Folgender Absatz 7 wird angefügt:

 „(7)  Das  Nichtbestehen  des  Rechts  nach  Absatz  1
 kann  festgestellt  werden,  wenn  feststeht,  dass  die  be-
 treffende  Person  das  Vorliegen  einer  Voraussetzung
 für  dieses  Recht  durch  die  Verwendung  von  gefälsch-
 ten  oder  verfälschten  Dokumenten  oder  durch  Vor-
 spiegelung  falscher  Tatsachen  vorgetäuscht  hat.  Das
 Nichtbestehen  des  Rechts  nach  Absatz  1  kann  bei
 einem  Familienangehörigen,  der  nicht  Unionsbürger
 ist,  außerdem  festgestellt  werden,  wenn  feststeht,
 dass  er  dem  Unionsbürger  nicht  zur  Herstellung  oder
 Wahrung  der  familiären  Lebensgemeinschaft  nach-
 zieht  oder  ihn  nicht  zu  diesem  Zweck  begleitet.
 Einem  Familienangehörigen,  der  nicht  Unionsbürger
 ist,  kann  in  diesen  Fällen  die  Erteilung  der  Aufent-
 haltskarte  oder  des  Visums  versagt  werden  oder  seine
 Aufenthaltskarte  kann  eingezogen  werden.  Entschei-
 dungen  nach  den  Sätzen  1  bis  3  bedürfen  der  Schrift-
 form.“

 2.  §  3 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  1  werden  nach  dem  Wort  „Ehegatte“
 die  Wörter  „,  der  Lebenspartner“  und  nach  dem
 Wort  „Ehegatten“  die  Wörter  „oder  Lebenspart-
 ner“  eingefügt.

 bb)  In  Nummer  2  werden  jeweils  nach  dem  Wort
 „Ehegatten“  die  Wörter  „oder  Lebenspartner“
 eingefügt.

 b)  Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  dem  Satzteil  vor  Nummer  1  werden  nach  dem
 Wort  „Ehegatten“  die  Wörter  „oder  Lebenspart-
 ner“  und  nach  den  Wörtern  „Aufhebung  der  Ehe“
 die  Wörter  „oder  Aufhebung  der  Lebenspartner-
 schaft“  eingefügt.

 bb)  In  Nummer  1  werden  nach  dem  Wort  „Ehe“  die
 Wörter  „oder  die  Lebenspartnerschaft“  eingefügt.

 cc)  In  Nummer  2  werden  nach  dem  Wort  „Ehegatten“
 die  Wörter  „oder  der  Lebenspartner“  eingefügt.

 dd)  In  Nummer  3  werden  nach  dem  Wort  „Ehegatten“
 die  Wörter  „oder  dem  Lebenspartner“  und  nach
 dem  Wort  „Ehe“  die  Wörter  „oder  der  Lebens-
 partnerschaft“  eingefügt.

 ee)  In  Nummer  4  werden  nach  dem  Wort  „Ehegatten“
 die  Wörter  „oder  der  Lebenspartner“  eingefügt.

 c)  Absatz 6 wird aufgehoben.

 3.  In  §  4  Satz  1  werden  nach  den  Wörtern  „Nicht  erwerbstä-
 tige  Unionsbürger“  das  Komma  durch  das  Wort  „und“  er-
 setzt  und  die  Wörter  „und  ihre  Lebenspartner“  gestrichen.

 4.  §  4a wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  dem  Wortlaut  werden  die  Wörter  „,  ihre  Fami-
 lienangehörigen  und  Lebenspartner“  gestrichen.

 bb)  Folgender  Satz  wird  angefügt:

 „Ihre  Familienangehörigen,  die  nicht  Unionsbür-
 ger  sind,  haben  dieses  Recht,  wenn  sie  sich  seit
 fünf  Jahren  mit  dem  Unionsbürger  ständig  recht-
 mäßig  im  Bundesgebiet  aufgehalten  haben.“

 b)  In  Absatz  2  Satz  2  werden  nach  dem  Wort  „Ehegatte“
 die Wörter „oder der Lebenspartner“ eingefügt.

 c)  In  Absatz  3  Nummer  3  werden  nach  dem  Wort  „Ehe-
 gatte“ die Wörter „oder Lebenspartner“ eingefügt.

 d)  In  Absatz  4  werden  die  Wörter  „oder  vor  seinem  Tod
 erworben  hatte“  und  „bereits  bei  Entstehen  seines
 Daueraufenthaltsrechts“  gestrichen  und  das  Wort
 „hatten“ durch das Wort „haben“ ersetzt.
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5.  §  5 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 „§  5
 Aufenthaltskarten, Bescheinigung
 über das Daueraufenthaltsrecht“.

 b)  Absatz 1 wird aufgehoben.

 c)  Die Absätze 2 und 3 werden die Absätze 1 und 2.

 d)  Absatz  4  wird  Absatz  3  und  das  Wort  „Der“  wird
 durch  die  Wörter  „Das  Vorliegen  oder  der“  und  das
 Wort  „Ausstellungsvoraussetzungen“  durch  die  Wör-
 ter  „Voraussetzungen  des  Rechts  nach  §  2  Absatz  1“
 ersetzt.

 e)  Absatz  5  wird  Absatz  4  und  in  Satz  1  werden  die
 Wörter  „und  die  Bescheinigung  über  das  gemein-
 schaftsrechtliche  Aufenthaltsrecht  eingezogen“  ge-
 strichen,  vor  den  Wörtern  „die  Aufenthaltskarte“  die
 Wörter  „bei  Familienangehörigen,  die  nicht  Unions-
 bürger  sind,“  eingefügt  sowie  das  Wort  „widerrufen“
 durch das Wort „eingezogen“ ersetzt.

 f)  Absatz  6  wird  Absatz  5  und  in  Satz  1  wird  das  Wort
 „Daueraufenthalt“  durch  das  Wort  „Daueraufent-
 haltsrecht“ ersetzt.

 g)  Absatz  7  wird  Absatz  6  und  die  Wörter  „Absatz  5
 Satz  1“  werden  durch  die  Wörter  „Absatz  4  Satz  1“
 ersetzt.

 6.  §  5a wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Satz  1  werden  die  Wörter  „für  die  Aus-
 stellung  der  Bescheinigung  nach  §  5  Abs.  1“  durch
 die Wörter „in den Fällen des §  5 Absatz 2“ ersetzt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  Im  Satzteil  vor  Nummer  1  werden  die  Wörter  „für
 die  Ausstellung  der  Bescheinigung  nach  §  5
 Abs.  1“  durch  die  Wörter  „in  den  Fällen  des  §  5
 Absatz  2“  ersetzt  und  nach  dem  Wort  „zusätzlich“
 die  Wörter  „Folgendes  verlangen:“  eingefügt.

 bb)  In  Nummer  2  werden  die  Wörter  „Bescheinigung
 nach  §  5  Abs.  1“  durch  das  Wort  „Meldebestäti-
 gung“  und  das  abschließende  Komma  durch  ei-
 nen  Punkt  ersetzt.

 cc)  Nummer  3  wird  aufgehoben.

 dd)  Der  abschließende  Satzteil  „verlangen.“  wird  ge-
 strichen.

 7.  §  6 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  1  werden  die  Angabe  „§  5  Abs.  5“  durch  die
 Wörter  „§  2  Absatz  7  und  des  §  5  Absatz  4“  sowie
 die  Wörter  „Artikel  39  Abs.  3,  Artikel  46  Abs.  1  des
 Vertrages  über  die  Europäische  Gemeinschaft“  durch
 die  Wörter  „Artikel  45  Absatz  3,  Artikel  52  Absatz  1
 des  Vertrages  über  die  Arbeitsweise  der  Euro-
 päischen  Union“  ersetzt,  werden  die  Wörter  „über
 das  gemeinschaftsrechtliche  Aufenthaltsrecht  oder“
 gestrichen  und  werden  die  Wörter  „den  Daueraufent-
 halt“  durch  die  Wörter  „das  Daueraufenthaltsrecht“,
 die  Wörter  „eingezogen  und“  durch  das  Wort  „oder“

 sowie  das  Wort  „widerrufen“  durch  das  Wort  „einge-
 zogen“ ersetzt.

 b)  In  Satz  3  werden  nach  dem  Wort  „wenn“  die  Wör-
 ter  „es  sich  um  Krankheiten  mit  epidemischem
 Potenzial  im  Sinne  der  einschlägigen  Rechtsinstru-
 mente  der  Weltgesundheitsorganisation  und  sons-
 tige  übertragbare,  durch  Infektionserreger  oder  Pa-
 rasiten  verursachte  Krankheiten  handelt,  sofern  ge-
 gen  diese  Krankheiten  Maßnahmen  im  Bundesge-
 biet getroffen werden, und wenn“ eingefügt.

 8.  §  7 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  1  werden  nach  dem  Wort  „Unionsbürger“
 die  Wörter  „oder  ihre  Familienangehörigen“  einge-
 fügt.

 b)  Satz 2 wird aufgehoben.

 9.  §  8 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Nummer  1  Buchstabe  b  wird  das  Wort  „auszu-
 händigen“ durch das Wort „vorzulegen“ ersetzt.

 b)  In  Nummer  3  werden  die  Wörter  „die  Bescheini-
 gung  über  das  gemeinschaftsrechtliche  Aufenthalts-
 recht,“  gestrichen  und  nach  dem  Wort  „Behörden“
 die Wörter „auf Verlangen“ eingefügt.

 10.  §  10 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1)  Ordnungswidrig  handelt,  wer  entgegen  §  8  Ab-
 satz  1  Nummer  1  Buchstabe  b  oder  entgegen  §  8  Ab-
 satz  1  Nummer  3  ein  dort  genanntes  Dokument  nicht
 oder nicht rechtzeitig vorlegt.“

 11.  §  11 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  den  Sätzen  3  bis  7  werden  jeweils  die  Wörter  „§  5
 Absatz  2  Satz  1“  durch  die  Wörter  „§  5  Absatz  1
 Satz  1“  und  die  Wörter  „§  5  Absatz  6  Satz  2“  durch
 die Wörter „§  5 Absatz 5 Satz 2“ ersetzt.

 b)  In  Satz  9  wird  die  Angabe  „§  5  Abs.  5“  durch  die
 Angabe „§  5 Absatz 4“ ersetzt.

 Artikel 2

 Änderung des Aufenthaltsgesetzes

 Dem  §  43  Absatz  4  des  Aufenthaltsgesetzes  in  der  Fas-
 sung  der  Bekanntmachung  vom  25.  Februar  2008  (BGBl.  I
 S.  162),  das  zuletzt  durch  die  Artikel  1  und  6  Absatz  2  des
 Gesetzes  vom  1.  Juni  2012  (BGBl.  I  S.  1224)  geändert  wor-
 den ist, wird folgender Satz angefügt:

 „Hiervon  ausgenommen  sind  die  Prüfungs-  und  Nachweis-
 modalitäten  der  Abschlusstests  zu  den  Integrationskursen,
 die  das  Bundesministerium  des  Innern  durch  Rechtsverord-
 nung ohne Zustimmung des Bundesrates regelt.“

 Artikel 3

 Änderung der Aufenthaltsverordnung

 Die  Aufenthaltsverordnung  vom  25.  November  2004
 (BGBl.  I  S.  2945),  die  zuletzt  durch  Artikel  5  Absatz  1  des
 Gesetzes  vom  1.  Juni  2012  (BGBl.  I  S.  1224)  geändert  wor-
 den ist, wird wie folgt geändert:
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1.  §  47 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „§  5  Absatz  2  Satz  1“
 durch  die  Wörter  „§  5  Absatz  1  Satz  1“  und  die
 Wörter  „§  5  Absatz  6  Satz  2“  durch  die  Wörter
 „§  5  Absatz  5  Satz  2“  ersetzt.

 bb)  Satz  2  wird  wie  folgt  geändert:

 aaa)  In  Nummer  1  werden  die  Wörter  „§  5  Ab-
 satz  2  Satz  1“  durch  die  Wörter  „§  5  Absatz  1
 Satz  1“  ersetzt.

 bbb)  In  Nummer  2  werden  die  Wörter  „§  5  Ab-
 satz  6  Satz  2“  durch  die  Wörter  „§  5  Absatz  5
 Satz  2“  ersetzt.

 cc)  In  Satz  4  werden  die  Wörter  „§  5  Absatz  6  Satz  1“
 durch  die  Wörter  „§  5  Absatz  5  Satz  1“  ersetzt.

 b)  In  Absatz  4  werden  die  Wörter  „§  5  Absatz  2  Satz  1“
 durch  die  Wörter  „§  5  Absatz  1  Satz  1“  und  die  Wör-
 ter  „§  5  Absatz  6  Satz  2“  durch  die  Wörter  „§  5  Ab-
 satz 5 Satz 2“ ersetzt.

 2.  §  58 Satz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Nummer  13  wird  die  Angabe  „§  5  Abs.  2“  durch
 die Angabe „§  5 Absatz 1“ ersetzt.

 b)  In  Nummer  14  wird  die  Angabe  „§  5  Abs.  6“  durch
 die Angabe „§  5 Absatz 5“ ersetzt.

 3.  §  65 Nummer 9 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Buchstabe  a  werden  die  Wörter  „sowie  einer  Be-
 scheinigung  über  das  Bestehen  des  Freizügigkeits-
 rechts“ gestrichen.

 b)  In  Buchstabe  i  wird  die  Angabe  „§  5  Abs.  5“  durch
 die Wörter „§  2 Absatz 7, §  5 Absatz 4“ ersetzt.

 4.  In  der  Überschrift  der  Anlage  D  15  wird  die  Angabe  „§  5
 Abs. 2“ durch die Angabe „§  5 Absatz 1“ ersetzt.

 5.  In  der  Überschrift  der  Anlage  D  16  wird  die  Angabe  „§  5
 Abs. 6“ durch die Angabe „§  5 Absatz 5“ ersetzt.

 Artikel 4

 Änderung  der  Zweiten  Verordnung  zur  Änderung
 der Integrationskursverordnung

 In  Artikel  1  Nummer  13  Buchstabe  a  der  Zweiten  Ver-
 ordnung  zur  Änderung  der  Integrationskursverordnung  vom
 20.  Februar  2012  (BGBl.  I  S.  295)  wird  Absatz  1  Satz  4  ge-
 strichen.

 Artikel 5

 Inkrafttreten

 Dieses  Gesetz  tritt  am  Tag  nach  der  Verkündung  in  Kraft.
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Begründung
 A. Allgemeiner Teil

 I.  Ziel und Inhalt des Gesetzentwurfs

 Die  Richtlinie  2004/38/EG  des  Europäischen  Parlamen-
 tes  und  des  Rates  vom  29.  April  2004  über  das  Recht  der
 Unionsbürger  und  ihrer  Familienangehörigen,  sich  im  Ho-
 heitsgebiet  der  Mitgliedstaaten  frei  zu  bewegen  und  aufzu-
 halten,  wird  im  deutschen  Recht  im  Wesentlichen  durch  das
 Freizügigkeitsgesetz/EU umgesetzt.

 Eine  Überprüfung  hat  ergeben,  dass  einzelne  Vorschriften
 der  Richtlinie  2004/38/EG  nicht  angemessen  in  deutsches
 Recht  umgesetzt  worden  sind.  Das  betrifft  insbesondere  die
 Gleichstellung  von  Lebenspartnern  mit  Ehegatten  in  Bezug
 auf  ihr  Recht  auf  Einreise  und  Aufenthalt  nach  dem  Freizü-
 gigkeitsgesetz/EU  sowie  die  Vorschrift  der  Richtlinie  2004/
 38/EG zur Bekämpfung von Rechtsmissbrauch und Betrug.

 Die  erforderliche  punktuelle  Anpassung  des  Freizügigkeits-
 gesetzes/EU  wird  zugleich  genutzt,  um  Bürokratiekosten
 und  Verwaltungsaufwand  durch  die  Abschaffung  der  gebüh-
 renfrei  auszustellenden,  deklaratorischen  Bescheinigung
 über  das  Aufenthaltsrecht  für  Unionsbürger  (Freizügigkeits-
 bescheinigung)  zu  verringern.  Darüber  hinaus  werden  zur
 Klarstellung  und  Bereinigung  von  Unstimmigkeiten  weitere
 technische  und  redaktionelle  Anpassungen  im  Freizügig-
 keitsgesetz/EU  vorgenommen.  In  der  Folge  sind  auch  Vor-
 schriften der Aufenthaltsverordnung zu ändern.

 Außerdem  sind  in  den  Gesetzentwurf  zwei  Artikel  zur  Rege-
 lung  der  Ermächtigungsgrundlage  für  eine  Prüfungsverord-
 nung  zu  den  Abschlusstests  der  Integrationskurse  aufgenom-
 men  worden.  Für  die  Abschlusstests  wird  eine  formell-gesetz-
 liche  Ermächtigungsgrundlage  für  das  Bundesministerium
 des Innern zum Erlass einer Prüfungsverordnung geschaffen.

 II.  Gesetzesfolgen

 1.  Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

 a)  Die  Haushalte  der  Kommunen  werden  durch  die  Ab-
 schaffung  der  deklaratorischen  Freizügigkeitsbescheinigung
 für  Unionsbürger  entlastet,  die  von  Amts  wegen  gebühren-
 frei  auszustellen  war.  Eine  Modellberechnung  der  Auslän-
 derbehörde  München  für  2009  hat  ergeben,  dass  die  dort  er-
 forderliche  Ausstellung  von  rund  12  000  Freizügigkeitsbe-
 scheinigungen  bislang  zu  einem  Bedarf  von  einer  Stelle  des
 mittleren  Dienstes  (Entgeltgruppe  5)  mit  Personalkosten
 von circa 50  000 Euro pro Jahr führt.

 Durch  die  Einfügung  von  §  2  Absatz  7  in  Umsetzung  von
 Artikel  35  der  Richtlinie  2004/38/EG  zur  Verhinderung  und
 Bekämpfung  von  Rechtsmissbrauch  und  Betrug  können
 sich  im  Einzelfall  erhöhte  Prüfaufwände  für  die  zuständigen
 Behörden  ergeben.  Mögliche  zusätzliche  finanzielle  Auf-
 wände können derzeit noch nicht beziffert werden.

 b)  Auf  den  Haushalt  des  Bundes  ergeben  sich  keine  Auswir-
 kungen.

 2.  Erfüllungsaufwand

 a) Erfüllungsaufwand für die Bürger und die Wirtschaft

 Der  Erfüllungsaufwand  für  Unionsbürger  verringert  sich
 durch  die  Abschaffung  der  deklaratorischen  Freizügigkeits-

 bescheinigung.  Damit  entfällt  zugleich  die  bisher  durch  §  8
 Absatz  1  Nummer  3  auferlegte  Verpflichtung,  die  Freizü-
 gigkeitsbescheinigung  als  Nachweis  des  unionsrechtlichen
 Rechts  auf  Einreise  und  Aufenthalt  bei  den  zuständigen  Be-
 hörden vorzulegen.

 Grundsätzlich  war  diese  Bescheinigung  bisher  allen  Uni-
 onsbürgern  auszustellen,  die  von  ihrem  unionsrechtlichen
 Recht  auf  Freizügigkeit  in  Deutschland  Gebrauch  gemacht
 haben.  Im  Jahr  2011  betraf  dies  rund  540  000  Personen  aus
 den  EU-Mitgliedstaaten,  die  in  das  Bundesgebiet  zugezogen
 sind.

 Für  die  Wirtschaft  entsteht  kein  zusätzlicher  Erfüllungsauf-
 wand.

 b) Erfüllungsaufwand für die Verwaltung

 Durch  die  Abschaffung  der  deklaratorischen  Freizügigkeits-
 bescheinigung  entfällt  eine  Informationspflicht  für  die  Ver-
 waltung.  Die  Bescheinigung  war  Unionsbürgern,  die  die  er-
 forderlichen  Angaben  gemacht  haben,  bisher  von  Amts  we-
 gen,  unverzüglich  und  gebührenfrei  auszustellen.  Mit  der
 Abschaffung  der  Bescheinigung  verringern  sich  die  Büro-
 kratiekosten.  Der  Erfüllungsaufwand  für  die  Verwaltung
 vermindert sich entsprechend.

 3.  Weitere Kosten

 Kosten  für  die  Wirtschaft,  insbesondere  für  mittelständische
 Unternehmen,  entstehen  nicht.  Auswirkungen  auf  Einzel-
 preise  oder  das  Preisniveau,  insbesondere  das  Verbraucher-
 preisniveau, sind nicht zu erwarten.

 4.  Auswirkungen  von  gleichstellungspolitischer  Bedeutung

 Die  Regelungen  haben  keine  gleichstellungspolitischen
 Auswirkungen.  Die  Änderungen  beziehen  sich  in  gleichem
 Maße auf Frauen und Männer.

 5.  Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

 Der  Gesetzentwurf  sieht  Rechts-  und  Verwaltungsvereinfa-
 chungen  durch  die  Abschaffung  der  deklaratorischen  Frei-
 zügigkeitsbescheinigung für Unionsbürger vor.

 6.  Nachhaltigkeit

 Ziele  und  Indikatoren  sowie  Managementregeln  der  natio-
 nalen  Nachhaltigkeitsstrategie  sind  nicht  wesentlich  betrof-
 fen.

 III.  Befristung

 Das Gesetz kann nicht befristet werden.

 IV.  Recht der Europäischen Union

 Der  Gesetzentwurf  dient  der  Umsetzung  von  Recht  der  Eu-
 ropäischen Union.

 V.  Gesetzgebungskompetenz

 Die  Gesetzgebungszuständigkeit  des  Bundes  ergibt  sich  aus
 Artikel  74  Absatz  1  Nummer  4  des  Grundgesetzes  (Aufent-
 halts-  und  Niederlassungsrecht  der  Ausländer)  in  Verbin-
 dung mit Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes.
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Durch  eine  bundeseinheitliche  Regelung  wird  die  unions-
 rechtlich  zwingend  gebotene  Gleichbehandlung  von  Uni-
 onsbürgern  und  ihren  Familienangehörigen  bei  Einreise  und
 Aufenthalt  im  Bundesgebiet  gewährleistet.  Wie  bisher  ist
 deshalb  eine  bundesgesetzliche  Regelung  zur  Wahrung  der
 Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich.

 B. Besonderer Teil

 Zu Artikel 1  (Änderung des Freizügigkeitsgeset-
 zes/EU)

 Zu Nummer 1  (§  2)

 Zu Buchstabe a

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Terminologische  Anpassung:  Im  Zusammenhang  mit  dem
 Recht  der  Europäischen  Union  wird  grundsätzlich  von  Uni-
 onsrecht gesprochen.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Nach  Unterzeichnung  des  Vertrages  über  die  Arbeitsweise
 der  Europäischen  Union  ist  in  §  2  Absatz  2  auf  den  ein-
 schlägigen  Artikel  57  (Ex-Artikel  50  des  Vertrages  zur
 Gründung der Europäischen Gemeinschaft) zu verweisen.

 Zu Buchstabe b

 Die  Einfügung  dient  der  Rechtsklarheit:  Sowohl  eine  deut-
 sche  als  auch  eine  von  einem  anderen  Mitgliedstaat  ausge-
 stellte  Aufenthaltskarte  für  Familienangehörige  von  Uni-
 onsbürgern  berechtigen  zur  Einreise.  Die  sprachliche  Um-
 stellung  des  Satzes  dient  der  Klarstellung  und  der  Verständ-
 lichkeit der Vorschrift.

 Zu Buchstabe c

 Folgeänderung  zu  Nummer  5  Buchstabe  b:  Zur  Minderung
 von  Bürokratiekosten  und  zur  Senkung  von  Verwaltungs-
 aufwand  wird  die  deklaratorische  Bescheinigung  über  das
 Aufenthaltsrecht  für  Unionsbürger  (Freizügigkeitsbeschei-
 nigung)  durch  Aufhebung  von  §  5  Absatz  1  abgeschafft.  Die
 Aufhebung  ist  durch  Streichung  der  Verweisung  in  §  2  Ab-
 satz 6 nachzuvollziehen.

 Zu Buchstabe d

 Der  neue  Absatz  7  des  §  2  dient  der  Umsetzung  von  Artikel  35
 der  Richtlinie  2004/38/EG:  Nach  Artikel  35  der  Richtlinie
 können  die  Mitgliedstaaten  die  erforderlichen  Maßnahmen
 erlassen,  die  notwendig  sind,  um  das  Freizügigkeitsrecht  im
 Fall  von  Rechtsmissbrauch  oder  Betrug  –  wie  z.  B.  durch
 Eingehung  von  Scheinehen  –  verweigern,  aufheben  oder
 widerrufen zu können.

 Wie  eine  Reihe  anderer  Mitgliedstaaten  sieht  sich  auch
 Deutschland  mit  Rechtsmissbrauch  im  Zusammenhang  mit
 dem  unionsrechtlichen  Freizügigkeitsrecht  konfrontiert.
 Abfragen  unter  den  Ländern  haben  eine  nicht  unerhebliche
 Zahl  von  Fällen  ergeben.  Typische  Fallkonstellationen  sind
 insbesondere  das  nur  formale  Eingehen  von  Ehen  sowie
 Vaterschaftsanerkennungen  ohne  das  Ziel,  eine  familiäre
 Lebensgemeinschaft  zu  führen,  unterschiedliche  Formen

 des  Gebrauchs  gefälschter  Dokumente  sowie  Täuschung
 über  den  Wohnsitz  oder  das  Arbeitsverhältnis,  insbesondere
 um  Einreise-  und  Aufenthaltsrechte  für  Angehörige  zu  er-
 langen.

 In  den  Fällen  des  §  2  Absatz  7  Satz  1  kann  das  Nichtbestehen
 des  Freizügigkeitsrechts  festgestellt  werden,  wenn  nach  um-
 fassender  Ermittlung  und  Prüfung  aller  maßgeblichen  Um-
 stände  des  Einzelfalles  zur  Überzeugung  der  zuständigen  Be-
 hörde  feststeht,  dass  das  Vorliegen  einer  Voraussetzung  des
 Freizügigkeitsrechts  lediglich  vorgetäuscht  wurde.

 Bei  Familienangehörigen,  die  nicht  Unionsbürger  sind,
 kann  das  Nichtbestehen  des  Freizügigkeitsrechts  außerdem
 festgestellt  werden,  wenn  nach  umfassender  Ermittlung  und
 Prüfung  aller  maßgeblichen  Umstände  des  Einzelfalles  zur
 Überzeugung  der  zuständigen  Behörde  feststeht,  dass  das
 Begleiten  des  Unionsbürgers  oder  der  Nachzug  zu  dem  Uni-
 onsbürger  nicht  der  Herstellung  oder  Wahrung  einer  fami-
 liären  Lebensgemeinschaft  mit  einem  Unionsbürger  dienen
 (§  2 Absatz 7 Satz 2).

 Damit  knüpft  die  Vorschrift  nicht  an  den  Bestand  der  Ehe,
 der  Lebenspartnerschaft  oder  des  sonstigen  Verwandt-
 schaftsverhältnisses  an;  vielmehr  ist  der  Zweck  des  Beglei-
 tens  oder  Nachziehens  zu  dem  für  die  Entstehung  des  Frei-
 zügigkeitsrechts  maßgebenden  Zeitpunkt  entscheidend:  So-
 fern  feststeht,  dass  nicht  das  Führen  einer  ehelichen  oder
 familiären  Lebensgemeinschaft  im  Bundesgebiet  Ziel  des
 Begleitens  des  Unionsbürgers  oder  des  Nachzugs  zu  dem
 Unionsbürger  ist,  sondern  die  missbräuchliche  Erlangung
 des  Freizügigkeitsrechts,  kann  das  Nichtbestehen  des  Frei-
 zügigkeitsrechts festgestellt werden.

 Mit  Blick  auf  das  Urteil  des  Europäischen  Gerichtshofs  vom
 25.  Juli  2008  in  der  Rechtsache  C-127/08,  Metock  u.  a.,  ist
 dabei  nicht  zwischen  einem  Erstzuzug  in  das  Unionsgebiet
 und  der  Freizügigkeit  innerhalb  der  Europäischen  Union  zu
 unterscheiden.  Insofern  ist  es  hier  unerheblich,  ob  sich  der
 Drittstaatsangehörige  bereits  in  einem  Mitgliedstaat  aufhält
 oder  zuvor  aufgehalten  hat  oder  ob  er  den  Unionsbürger
 erstmals  in  das  Unionsgebiet  begleitet  oder  ihm  dorthin
 nachzieht.  Ebensowenig  ist  es  für  die  Prüfung  entscheidend,
 ob  die  Begründung  des  Verwandtschaftsverhältnisses  zu
 dem  oder  die  Eheschließung  mit  dem  Unionsbürger  vor
 oder  nach  der  Zuwanderung  in  die  Europäische  Union  er-
 folgt ist.

 Grundsätzlich  ist  bei  Unionsbürgern  und  ihren  Familienan-
 gehörigen  vom  Bestehen  der  Voraussetzungen  für  die  Aus-
 übung  des  Freizügigkeitsrechts  auszugehen.  Eine  Prüfung,
 ob  die  Voraussetzungen  für  die  Ausübung  des  Freizügig-
 keitsrechts  vorliegen,  ist  nur  im  Einzelfall  zulässig,  wenn
 begründete  Zweifel  an  der  Absicht  bestehen,  dass  das  Be-
 gleiten  oder  Nachziehen  erfolgt,  um  eine  eheliche  oder
 familiäre  Lebensgemeinschaft  im  Bundesgebiet  zu  führen.
 Dagegen  sind  systematische  oder  anlasslose  Prüfungen
 nicht gestattet.

 Das  Freizügigkeitsrecht  entsteht  bereits  originär  aufgrund
 des  Unionsrechts.  Die  Beweislast  bezüglich  der  Vorausset-
 zungen  für  die  Feststellung  des  Nichtbestehens  liegt  bei  der
 prüfenden  Behörde,  welche  bei  der  Prüfung  das  aus  dem
 Unionsrecht  fließende  Freizügigkeitsrecht  zu  berücksichti-
 gen  hat.  Insbesondere  sind  nach  Artikel  5  Absatz  2  der
 Richtlinie  2004/38/EG  etwaige  Visa  für  freizügigkeitsbe-
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rechtigte  Familienangehörige  von  Unionsbürgern  so  bald
 wie  möglich  nach  einem  beschleunigten  Verfahren  unent-
 geltlich zu erteilen.

 Dies  entbindet  die  Betroffenen  nicht  von  ihrer  Mitwirkungs-
 obliegenheit,  gegebenenfalls  auch  im  Rahmen  einer  Befra-
 gung  durch  die  zuständige  Behörde.  Die  beweispflichtige
 Behörde  hat  die  Möglichkeit  zur  Beweiserhebung,  zum  Bei-
 spiel durch Fragen an den Antragsteller.

 Das  Nichtbestehen  des  Freizügigkeitsrechts  gemäß  §  2  Ab-
 satz  7  kann  nur  in  den  Fällen  festgestellt  werden,  in  denen
 das  Vorliegen  der  Tatbestandsvoraussetzungen  des  §  2  Ab-
 satz 7 zur Überzeugung der zuständigen Behörde feststeht.

 In  der  Konsequenz  einer  Feststellung  des  Nichtbestehens
 des  Rechts  auf  Einreise  und  Aufenthalt  nach  dem  Freizügig-
 keitsgesetz/EU  kann  bei  Familienangehörigen,  die  nicht
 Unionsbürger  sind,  die  Aufenthaltskarte  versagt  oder  einge-
 zogen  oder  das  erforderliche  Visum  nicht  erteilt  werden  (§  2
 Absatz 7 Satz 3).

 Bei  der  Umsetzung  von  Artikel  35  der  Richtlinie  2004/38/
 EG  sind  die  Verfahrensgarantien  der  Artikel  30  und  31  der
 Richtlinie  2004/38/EG  zu  beachten.  Das  gilt  insbesondere
 für  das  Erfordernis  der  Schriftlichkeit.  Dem  trägt  §  2  Absatz  7
 Satz 4 Rechnung.

 Die  übrigen  Verfahrensgarantien  der  Artikel  30  und  31  sind
 bereits  durch  bestehende  Vorschriften  verwirklicht,  inson-
 derheit  durch  die  einschlägigen  Bestimmungen  des  Verwal-
 tungsverfahrensgesetzes  des  Bundes  bzw.  der  Verwaltungs-
 verfahrensgesetze  der  Länder  sowie  durch  die  Verwaltungs-
 gerichtsordnung.

 Zu Nummer 2  (§  3)

 Zu Buchstabe a

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Lebenspartner  werden  Ehegatten  im  Freizügigkeitsgesetz/
 EU  in  Bezug  auf  ihr  Recht  auf  Einreise  und  Aufenthalt  als
 Familienangehörige  von  Unionsbürgern  gleichgestellt.
 Dazu  sind  sie  in  die  Definition  der  Familienangehörigen  in
 §  3 Absatz 2 Nummer 1 aufzunehmen.

 Da  Lebenspartner  von  Unionsbürgern  Ehegatten  im  Freizü-
 gigkeitsgesetz/EU  gleichgestellt  werden,  haben  auch  ihre
 Verwandten  in  absteigender  Linie,  die  noch  nicht  21  Jahre
 alt  sind,  das  Recht  auf  Einreise  und  Aufenthalt  nach  dem
 Freizügigkeitsgesetz/EU.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Da  Lebenspartner  von  Unionsbürgern  Ehegatten  im  Frei-
 zügigkeitsgesetz/EU  gleichgestellt  werden,  haben  auch  ihre
 Verwandten  in  auf-  und  in  absteigender  Linie,  denen  Unter-
 halt  gewährt  wird,  das  Recht  auf  Einreise  und  Aufenthalt
 nach dem Freizügigkeitsgesetz/EU.

 Zu Buchstabe b

 Zu den Doppelbuchstaben aa bis ee

 Da  Lebenspartner  Ehegatten  im  Freizügigkeitsgesetz/EU
 gleichgestellt  werden,  bleibt  Lebenspartnern  bei  Aufhebung
 der  Lebenspartnerschaft  das  Aufenthaltsrecht  unter  den  von
 §  3  Absatz  5  näher  bezeichneten  Bedingungen  erhalten,

 ebenso  wie  Ehegatten  bei  Scheidung  oder  Aufhebung  der
 Ehe.

 Zu Buchstabe c

 Da  Lebenspartner  von  Unionsbürgern  Ehegatten  im  Frei-
 zügigkeitsgesetz/EU  gleichgestellt  werden,  wird  §  3  Absatz  6
 mit  spezifischen  Regelungen  zum  Recht  auf  Einreise  und
 Aufenthalt  von  Lebenspartnern  aufgehoben.

 Zu Nummer 3  (§  4)

 Folgeänderung  der  Änderung  zu  Nummer  2,  Buchstabe  b,
 Doppelbuchstabe  aa:  Da  Lebenspartner  Ehegatten  im  Frei-
 zügigkeitsgesetz/EU  als  Familienangehörige  von  Unions-
 bürgern  gleichgestellt  werden,  ist  eine  gesonderte  Nennung
 in §  4 nicht mehr erforderlich.

 Zu Nummer 4  (§  4a)

 Zu Buchstabe a

 Die  Streichung  des  Wortes  Lebenspartner  ist  eine  Folge-
 änderung  der  Änderung  zu  Nummer  2  Buchstabe  b  Doppel-
 buchstabe  aa:  Da  Lebenspartner  Ehegatten  im  Freizügig-
 keitsgesetz/EU  als  Familienangehörige  von  Unionsbürgern
 gleichgestellt  werden,  ist  eine  gesonderte  Nennung  in  §  4a
 nicht mehr erforderlich.

 Die  Streichung  der  Familienangehörigen  aus  Satz  1  und  die
 Einfügung  von  Satz  2  dienen  der  Umsetzung  von  Artikel  16
 Absatz  2  der  Richtlinie  2004/38/EG:  Danach  haben  Fami-
 lienangehörige  von  Unionsbürgern,  welche  nicht  selbst
 Unionsbürger  sind,  das  Daueraufenthaltsrecht,  wenn  sie
 sich  rechtmäßig  fünf  Jahre  lang  ununterbrochen  mit  dem
 Unionsbürger  im  Aufnahmemitgliedstaat  aufgehalten  haben.

 Zu Buchstabe b

 Da  Lebenspartner  von  Unionsbürgern  Ehegatten  im  Frei-
 zügigkeitsgesetz/EU  gleichgestellt  werden,  sind  sie  auch  in
 §  4a Absatz 2 Satz 2 aufzunehmen.

 Zu Buchstabe c

 Da  Lebenspartner  von  Unionsbürgern  Ehegatten  im  Frei-
 zügigkeitsgesetz/EU  gleichgestellt  werden,  sind  sie  auch  in
 §  4a Absatz 3 Nummer 3 aufzunehmen.

 Zu Buchstabe d

 Die  Änderungen  dienen  der  korrekten  Umsetzung  von  Arti-
 kel  17  Absatz  3  der  Richtlinie  2004/38/EG.  In  der  bisheri-
 gen  Form  umfasste  §  4a  Absatz  4  FreizügG/EU  weiter-
 gehende  Voraussetzungen  für  den  Erwerb  des  Daueraufent-
 haltsrechts  durch  Familienangehörige  von  Unionsbürgern,
 die  das  Daueraufenthaltsrecht  nach  §  4a  Absatz  2  erworben
 haben.  Das  gilt  insbesondere  für  die  in  Artikel  17  Absatz  3
 nicht  enthaltene  Forderung,  dass  der  Familienangehörige
 seinen  Aufenthalt  bei  dem  Unionsbürger  bereits  bei  Entste-
 hen des Daueraufenthaltsrechts haben musste.

 Zu Nummer 5  (§  5)

 Zu Buchstabe a

 Folgeänderung  zu  Nummer  5  Buchstabe  b:  Da  die  deklara-
 torische  Bescheinigung  über  das  Aufenthaltsrecht  für  Uni-
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onsbürger  (Freizügigkeitsbescheinigung)  durch  Aufhebung
 von  §  5  Absatz  1  abgeschafft  wird,  ist  die  Überschrift  von
 §  5 entsprechend anzupassen.

 Zu Buchstabe b

 Das  Freizügigkeitsrecht  der  Unionsbürger  fließt  aus  Uni-
 onsrecht  und  wurde  durch  die  gebührenfrei  auszustellende
 und  formlose  Bescheinigung  über  das  Aufenthaltsrecht
 (Freizügigkeitsbescheinigung)  lediglich  dokumentiert.  Zur
 Minderung  von  Bürokratiekosten  und  zur  Senkung  von  Ver-
 waltungsaufwand  wird  die  rein  deklaratorische  Freizügig-
 keitsbescheinigung  abgeschafft.  Dazu  ist  §  5  Absatz  1  auf-
 zuheben.

 Zu Buchstabe c

 Folgeänderung der Aufhebung von Absatz 1.

 Zu Buchstabe d

 Es handelt sich um Folgeänderungen:

 Die  Einfügung  von  §  2  Absatz  7  ist  in  §  5  Absatz  3  nachzu-
 vollziehen.  Auch  das  Vorliegen  der  Voraussetzungen  für  die
 Ausübung  des  Freizügigkeitsrechts  nach  §  2  Absatz  1  kann
 künftig aus besonderem Anlass überprüft werden.

 Da  die  deklaratorische  Bescheinigung  über  das  Aufenthalts-
 recht  für  Unionsbürger  (Freizügigkeitsbescheinigung)  durch
 Aufhebung  von  §  5  Absatz  1  abgeschafft  wird,  kann  künftig
 aus  besonderem  Anlass  an  Stelle  einer  Überprüfung  der  Vo-
 raussetzungen  für  die  Ausstellung  einer  Bescheinigung  bei
 Unionsbürgern  das  Vorliegen  oder  der  Fortbestand  der  Vor-
 aussetzungen  für  die  Ausübung  des  Freizügigkeitsrechts
 nach §  2 Absatz 1 überprüft werden.

 Zu Buchstabe e

 Es  handelt  sich  um  eine  Folgeänderung  zur  Abschaffung  der
 deklaratorischen  Bescheinigung  über  das  Aufenthaltsrecht
 für  Unionsbürger  (Freizügigkeitsbescheinigung)  durch  Auf-
 hebung von §  5 Absatz 1.

 Des Weiteren erfolgen zwei sprachliche Klarstellungen:

 Eine  Einziehung  der  Aufenthaltskarte  kann  nur  Familienan-
 gehörige  betreffen,  die  nicht  Unionsbürger  sind.  Durch  die
 Einfügung  wird  der  deklaratorische  Charakter  der  Aufent-
 haltskarte hervorgehoben.

 Als  Bescheinigung,  die  das  Recht  auf  Einreise  und  Aufent-
 halt  als  Familienangehöriger  eines  Unionsbürgers  bestätigt,
 kann  die  Aufenthaltskarte  im  Fall  des  Verlusts  des  Freizü-
 gigkeitsrechts eingezogen werden.

 Zu Buchstabe f

 Sprachliche  Klarstellung:  Unionsbürgern  wird  das  Dauer-
 aufenthaltsrecht bescheinigt.

 Zu Buchstabe g

 Folgeänderung  der  Aufhebung  von  §  5  Absatz  1  (Abschaf-
 fung der deklaratorischen Freizügigkeitsbescheinigung).

 Zu Nummer 6  (§  5a)

 Zu Buchstabe a

 Folgeänderung  zu  Nummer  5  Buchstabe  b:  Da  die  dekla-
 ratorische  Bescheinigung  über  das  Aufenthaltsrecht  für
 Unionsbürger  (Freizügigkeitsbescheinigung)  durch  Aufhe-
 bung  von  §  5  Absatz  1  abgeschafft  wird,  ist  die  Verweisung
 auf  §  5  Absatz  1  zu  streichen.  Die  zuständige  Behörde  kann
 nach  §  5  Absatz  2  allerdings  verlangen,  dass  die  Vorausset-
 zungen  für  die  Ausübung  des  Freizügigkeitsrechts  glaubhaft
 gemacht  werden.  Die  dafür  erforderlichen  Angaben  und
 Nachweise  sollen  Unionsbürger  in  einem  einfachen  und  un-
 bürokratischen  Verfahren  bereits  bei  der  meldebehördlichen
 Anmeldung  abgeben  können.  Die  Angaben  und  Nachweise,
 die  die  zuständige  Behörde  in  den  Fällen  des  §  5  Absatz  2
 von  Unionsbürgern  verlangen  kann,  werden  in  §  5a  Absatz  1
 abschließend  aufgezählt.  Die  Nachweisobliegenheiten  von
 Unionsbürgern  verändern  sich  gegenüber  der  bisherigen  Re-
 gelung nicht.

 Zu Buchstabe b

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Folgeänderung  zu  Nummer  5  Buchstabe  b:  Da  die  deklara-
 torische  Bescheinigung  über  das  Aufenthaltsrecht  auch  für
 Familienangehörige,  die  selbst  Unionsbürger  sind,  durch
 Aufhebung  von  §  5  Absatz  1  abgeschafft  wird,  ist  die  Ver-
 weisung  auf  §  5  Absatz  1  zu  streichen.  Die  zuständige  Be-
 hörde  kann  nach  §  5  Absatz  2  allerdings  verlangen,  dass  die
 Voraussetzungen  für  die  Ausübung  des  Freizügigkeitsrechts
 glaubhaft  gemacht  werden.  Die  dafür  erforderlichen  Anga-
 ben  und  Nachweise  sollen  in  einem  einfachen  und  unbüro-
 kratischen  Verfahren  bereits  bei  der  meldebehördlichen  An-
 meldung  abgegeben  werden  können.  Die  Angaben  und
 Nachweise,  die  die  zuständige  Behörde  in  den  Fällen  des
 §  5  Absatz  2  von  Familienangehörigen  von  Unionsbürgern
 verlangen  kann,  werden  in  §  5a  Absatz  2  abschließend  auf-
 gezählt.  Die  Nachweisobliegenheiten  verändern  sich  gegen-
 über der bisherigen Regelung nicht.

 Die  Einfügung  am  Ende  des  Satzteils  vor  Nummer  1  dient
 der  sprachlichen  Klarheit  und  Verständlichkeit  der  Vor-
 schrift.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Folgeänderung  zu  Nummer  5  Buchstabe  b:  Da  die  deklara-
 torische  Bescheinigung  über  das  Aufenthaltsrecht  durch
 Aufhebung  von  §  5  Absatz  1  abgeschafft  wird,  ist  die  Ver-
 weisung  auf  §  5  Absatz  1  zu  streichen.  Die  zuständige  Be-
 hörde  darf  jedoch  in  Umsetzung  von  Artikel  8  Absatz  5
 Buchstabe  c  bzw.  Artikel  10  Absatz  2  Buchstabe  c  der
 Richtlinie  2004/38/EG  von  Familienangehörigen  die  Mel-
 debestätigung  des  Unionsbürgers  fordern,  den  sie  begleiten
 oder dem sie nachziehen.

 Zu Doppelbuchstabe cc

 Folgeänderung  zu  Nummer  2  Buchstabe  b  Doppelbuchsta-
 be  bb:  Da  Lebenspartner  in  Bezug  auf  ihr  Recht  auf  Einreise
 und  Aufenthalt  als  Familienangehörige  von  Unionsbürgern
 Ehegatten  gleichgestellt  werden,  kann  §  5a  Absatz  2  Num-
 mer  3  entfallen.  Der  Nachweis  über  die  Lebenspartnerschaft
 ist  von  §  5a  Absatz  2  Nummer  1  mit  umfasst  (Nachweis
 über das Bestehen einer familiären Beziehung).
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Zu Doppelbuchstabe dd

 Die  Streichung  des  Wortes  „verlangen“,  das  stattdessen  am
 Ende  des  Satzteils  vor  Nummer  1  eingefügt  wird,  dient  der
 sprachlichen Klarheit und Verständlichkeit der Vorschrift.

 Zu Nummer 7  (§  6 Absatz 1)

 Zu Buchstabe a

 Es  handelt  sich  um  drei  Folgeänderungen,  eine  sprachliche
 Klarstellung sowie zwei technische Anpassungen:

 •  Folgeänderung  zu  Nummer  1  Buchstabe  d:  Verweisung
 auch  auf  den  Verlust  des  Freizügigkeitsrechts  nach  §  2
 Absatz 7.

 •  Folgeänderung  zu  Nummer  5  Buchstabe  c:  Verweisung
 auf  §  5  Absatz  4  statt  auf  §  5  Absatz  5,  da  sich  die  Num-
 merierung  der  Absätze  in  §  5  infolge  der  Streichung  von
 §  5 Absatz 1 ändert.

 •  Nach  Unterzeichnung  des  Vertrages  über  die  Arbeits-
 weise  der  Europäischen  Union  ist  in  §  6  Absatz  1  Satz  1
 auf  die  einschlägigen  Artikel  45  und  52  (Ex-Artikel  39
 und  46  des  Vertrages  zur  Gründung  der  Europäischen
 Gemeinschaft) zu verweisen.

 •  Folgeänderung  zu  Nummer  5  Buchstabe  b:  Streichung
 der  Nennung  der  deklaratorischen  Bescheinigung  über
 das Aufenthaltsrecht.

 •  Sprachliche  Klarstellung:  Unionsbürgern  wird  das  Dau-
 eraufenthaltsrecht bescheinigt.

 •  Die  Terminologie  in  Bezug  auf  die  Einziehung  der  Auf-
 enthaltsdokumente  wird  vereinheitlicht:  Die  Bescheini-
 gung  über  das  Daueraufenthaltsrecht  oder  die  Aufent-
 haltskarte  oder  die  Daueraufenthaltskarte  werden  ein-
 gezogen,  nachdem  die  zuständige  Behörde  auf  der
 Grundlage  von  §  6  Absatz  1  den  Verlust  des  Freizügig-
 keitsrechts festgestellt hat.

 Zu Buchstabe b

 Die  Einfügung  dient  der  vollständigen  Umsetzung  von  Arti-
 kel  29  Absatz  1  der  Richtlinie  2004/38/EG:  Danach  können
 nur  bestimmte  Krankheiten  eine  Beschränkung  des  Freizü-
 gigkeitsrechts  aus  Gründen  der  öffentlichen  Gesundheit
 rechtfertigen. Diese sind im Gesetz zu nennen.

 Zu Nummer 8  (§  7)

 Zu Buchstabe a

 Klarstellende  Einfügung:  Auch  bei  Familienangehörigen,
 die  nicht  Unionsbürger  sind,  entsteht  die  Ausreisepflicht,
 wenn  die  zuständige  Behörde  den  Verlust  des  Freizügig-
 keitsrechts festgestellt hat.

 Zu Buchstabe b

 Folgeänderung  zu  Nummer  8  Buchstabe  a:  Da  auch  Fami-
 lienangehörige  von  Unionsbürgern  ausreisepflichtig  sind,
 wenn  die  zuständige  Behörde  den  Verlust  des  Freizügig-
 keitsrechts  festgestellt  hat,  kann  Satz  2  gestrichen  werden.
 Die  Einziehung  der  deklaratorischen  Aufenthaltskarte  oder
 Daueraufenthaltskarte  kann  als  Folge  der  Verlustfeststellung
 angeordnet  werden  und  muss  daher  in  Bezug  auf  das  Entste-

 hen  der  Ausreisepflicht  in  §  7  nicht  gesondert  genannt  wer-
 den.

 Zu Nummer 9  (§  8)

 Zu Buchstabe a

 Durch  die  Anpassung  wird  sichergestellt,  dass  Unions-
 bürger  nicht  schlechter  gestellt  werden  als  Deutsche  unter
 vergleichbaren  Bedingungen:  Nach  §  1  Absatz  1  des  hier  als
 Maßstab  heranzuziehenden  Personalausweisgesetzes  kom-
 men  Deutsche  ihrer  Ausweispflicht  durch  Vorlage  des  Aus-
 weises  bei  einer  zur  Feststellung  der  Identität  berechtigten
 Behörde nach.

 Zu Buchstabe b

 Es  handelt  sich  zum  einen  um  eine  Folgeänderung  zu  Num-
 mer  5  Buchstabe  b:  Streichung  der  Nennung  der  deklaratori-
 schen  Bescheinigung  über  das  Aufenthaltsrecht  für  Unions-
 bürger.

 Zum  anderen  wird  durch  die  Einfügung  für  Unionsbürger
 als  Normadressaten  klargestellt,  dass  sie  die  in  §  8  Absatz  1
 Nummer  3  genannten  Dokumente  den  mit  der  Ausführung
 des  Freizügigkeitsgesetzes/EU  betrauten  Behörden  auf  de-
 ren Verlangen vorzulegen haben.

 Zu Nummer 10  (§  10)

 Zum  einen  wird  durch  die  Einfügung  eine  Regelungslücke
 geschlossen:  Bisher  konnte  ein  Verstoß  gegen  die  §  8  Ab-
 satz  1  Nummer  3  normierte  gesetzliche  Pflicht  zur  Vorlage
 von  Ausweis-  bzw.  Aufenthaltsdokumenten  bei  den  zustän-
 digen  Behörden  nicht  als  Ordnungswidrigkeit  geahndet
 werden.  Für  eine  solche  Regelung  besteht  jedoch  Bedarf  in
 der Praxis.

 Zum  anderen  wird  nunmehr  allein  ein  Verstoß  gegen  die
 Pflicht  zur  Vorlage  der  in  §  8  Absatz  1  Nummer  1  Buch-
 stabe  b  und  Nummer  3  genannten  Dokumente  als  Ord-
 nungswidrigkeit  bewehrt.  Nach  §  32  Absatz  1  Nummer  1  in
 Verbindung  mit  §  1  Absatz  1  des  hier  als  Maßstab  heranzu-
 ziehenden  Personalausweisgesetzes  kann  bei  Deutschen
 ebenfalls  nur  die  Verletzung  der  Pflicht  zur  Vorlage  eines
 Ausweisdokuments  als  Ordnungswidrigkeit  geahndet  wer-
 den.  Auf  die  Begründung  zu  Nummer  9  Buchstabe  a  wird
 verwiesen.  Für  den  Unionsbürger  als  Normadressaten  ist
 durch  die  Änderung  von  §  8  Absatz  1  Nummer  3  klarge-
 stellt,  dass  er  die  dort  genannten  Dokumente  der  zustän-
 digen  Behörde  auf  deren  Verlangen  vorzulegen  hat.  Auf  die
 Begründung zu Nummer 9 Buchstabe b wird verwiesen.

 Zu Nummer 11  (§  11)

 Zu Buchstabe a

 Folgeänderung  zu  Nummer  5  Buchstabe  b:  Da  die  dekla-
 ratorische  Bescheinigung  über  das  Aufenthaltsrecht  für
 Unionsbürger  (Freizügigkeitsbescheinigung)  durch  Aufhe-
 bung  von  §  5  Absatz  1  abgeschafft  wird,  ändert  sich  die
 Nummerierung der Absätze des §  5 entsprechend.

 Zu Buchstabe b

 Folgeänderung  zu  Nummer  5  Buchstabe  e:  Verweisung  auf
 §  5 Absatz 4 statt auf §  5 Absatz 5.
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Zu Artikel 2  (Änderung des Aufenthaltsgesetzes)

 Zum  Sprach-  und  Orientierungskurs  des  Integrationskurses
 werden  Abschlusstests  abgelegt.  Mit  der  Zweiten  Verord-
 nung  zur  Änderung  der  Integrationskursverordnung  vom
 20.  Februar  2012  wurde  die  am  1.  April  2013  als  Teil  der  In-
 tegrationskursverordnung  in  Kraft  tretende  Regelung  ge-
 schaffen,  dass  das  Bundesministerium  des  Innern  die  Prü-
 fungs-  und  Nachweismodalitäten  dieser  Tests  durch  Rechts-
 verordnung  regelt.  Mit  Rücksicht  auf  die  verfassungsrecht-
 lichen  Anforderungen  an  eine  Verordnungsermächtigung
 wird  diese  Regelung  nun  nicht  mehr  in  der  Integrationskurs-
 verordnung,  sondern  als  Teil  eines  formellen  Gesetzes  in
 §  43 Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes getroffen.

 Zu Artikel 3  (Änderung der Aufenthaltsverord-
 nung)

 Zu  den  Nummern  1  bis  3  Buchstabe  a  sowie  zu  den
 Nummern 4 und 5

 Es  handelt  sich  um  Folgeänderungen  zu  Artikel  1  Nummer  5
 Buchstaben  b  und  c  und  der  Abschaffung  der  deklaratori-
 schen  Bescheinigung  über  das  Aufenthaltsrecht  durch  Auf-
 hebung  von  §  5  Absatz  1  des  Freizügigkeitsgesetzes/EU.
 Diese  Änderung  ist  in  der  Aufenthaltsverordnung  nachzu-
 vollziehen.

 Zu Nummer 3 Buchstabe b

 Zu  den  aufenthaltsrechtlichen  Maßnahmen,  die  erfasst  wer-
 den  sollen,  zählt  auch  die  durch  Artikel  1  Nummer  1  Buch-
 stabe  d  eingeführte  Feststellung  des  Nichtbestehens  des

 Freizügigkeitsrechts  nach  §  2  Absatz  7  des  Freizügigkeits-
 gesetzes/EU.

 Bei  der  Ersetzung  der  Angabe  „§  5  Absatz  5“  durch  die  An-
 gabe  „§  5  Absatz  4“  handelt  es  sich  um  Folgeänderungen  zu
 Artikel  1  Nummer  5  Buchstaben  b  und  c  und  der  Änderung
 der  Nummerierung  der  Absätze  in  §  5  infolge  der  Abschaf-
 fung  der  deklaratorischen  Bescheinigung  über  das  Aufent-
 haltsrecht  durch  Aufhebung  von  §  5  Absatz  1  des  Freizügig-
 keitsgesetzes/EU.

 Zu Artikel 4  (Änderung der Zweiten Verordnung
 zur Änderung der Integrationskurs-
 verordnung)

 Zum  Sprach-  und  Orientierungskurs  des  Integrationskurses
 werden  Abschlusstests  abgelegt.  Mit  der  Zweiten  Verord-
 nung  zur  Änderung  der  Integrationskursverordnung  vom
 20.  Februar  2012  wurde  die  am  1.  April  2013  als  Teil  der  In-
 tegrationskursverordnung  in  Kraft  tretende  Regelung  ge-
 schaffen,  dass  das  Bundesministerium  des  Innern  die  Prü-
 fungs-  und  Nachweismodalitäten  dieser  Tests  durch  Rechts-
 verordnung  regelt.  Mit  Rücksicht  auf  die  verfassungsrecht-
 lichen  Anforderungen  an  eine  Verordnungsermächtigung
 wird  diese  Regelung  nun  nicht  mehr  in  der  Integrationskurs-
 verordnung,  sondern  als  Teil  eines  formellen  Gesetzes  in
 §  43 Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes getroffen.

 Zu Artikel 5  (Inkrafttreten)

 Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf geprüft.

 Mit  dem  Gesetz  wird  unter  anderem  die  deklaratorische  Be-
 scheinigung  über  das  Aufenthaltsrecht  für  Unionsbürger
 (Freizügigkeitsbescheinigung)  abgeschafft.  Diese  Beschei-
 nigung  betrifft  ca.  350  000  Personen  jährlich.  Sie  ist  bislang
 von  Amts  wegen  unverzüglich  und  gebührenfrei  auszustel-
 len  und  ist  von  den  entsprechenden  Personen  als  Nachweis
 des  unionsrechtlichen  Rechts  auf  Einreise  und  Aufenthalt
 bei  den  zuständigen  Behörden  vorzulegen.  Der  dadurch  an-
 fallende  Erfüllungsaufwand  bei  Bürgerinnen  und  Bürgern
 sowie  den  ausstellenden  kommunalen  Verwaltungen  wird
 daher gesenkt.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  im  Rahmen  seines  ge-
 setzlichen  Prüfauftrages  keine  Bedenken  gegen  das  Rege-
 lungsvorhaben.
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